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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Dezember 1970 

IV (IV/ 1) - 68070 - E - Gi 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Über- 
gangsmaßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten der Richtlinie des Rates (aus Hauptgruppe 01 bis 
Haupt gruppe 90 CITI). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten 
der Richtlinie des Rates 
(aus Hauptgruppe 01 bis Hauptgruppe 90 CITI) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Abs. 2 und 3, Artikel 57, Artikel 63 Abs. 2 
und Artikel 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit insbesondere auf Abschnitt V, Absatz 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs insbesondere auf Abschnitt VI, 
Absatz 2 und 3; 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise sowie eine Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlich ist; gege- 
benenfalls sollen bis zur Anerkennung oder Koordi- 
nierung Übergangsmaßnahmen getroffen werden. 

Die Richtlinie enthält eine ganze Reihe unglei- 
cher Tätigkeiten, für welche die gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise sowie eine Koordi- 
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über die Aufnahme und Ausübung dieser Tätig- 
keiten wegen ihrer Vielfältigkeit erst auf lange 
Sicht und nach genauer Vorbereitung dieser Arbei- 
ten erfolgen kann. 

Mangels einer gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome oder unmittelbaren Koordinierung scheint 
es dennoch erwünscht, die Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs in den genannten Berufstätigkeiten durch 
den Erlaß von Übergangsmaßnahmen zu erleichtern, 
wie sie in den Allgemeinen Programmen vorge- 
sehen sind; damit soll in erster Linie vermieden 
werden, daß die Staatsangehörigen jener Mitglied- 
staaten außergewöhnlich behindert werden, in 


denen die Aufnahme dieser Berufe von keinen 
Bedingungen abhängig gemacht wird. 

Um einer solchen Auswirkung vorzubeugen, müs- 
sen die Übergangsmaßnahmen hauptsächlich bestim- 
men, daß die Aufnahmeländer, in denen eine Rege- 
lung für die Aufnahme der genannten Berufstätig- 
keiten besteht, die tatsächliche Ausübung des Berufs 
in einem anderen Land der Gemeinschaft als dem 
Aufnahmeland während einer angemessenen und 
nicht zu weit zurückliegenden Zeit als ausreichende 
Bedingung für die Aufnahme anerkennen, falls eine 
vorherige Ausbildung nicht erforderlich ist. Dadurch 
soll gewährleistet werden, daß der Begünstigte 
ebenso große berufliche Kenntnisse hat, wie sie 
von den eigenen Staatsangehörigen verlangt 
werden. 

Die Richtlinie enthält zwei Gruppen von 

Tätigkeiten; 

— Tätigkeiten, die erst nach einer ziemlich gründ- 
lichen Berufsausbildung ausgeübt werden kön- 
nen und infolgedessen in den einzelnen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft einer recht genauen 
Regelung unterliegen; 

— Tätigkeiten, deren Ausübung keine besondere 
Berufsausbildung erfordert; 

Infolgedessen ist es angezeigt, zwei Arten von 
Übergangsmaßnahmen vorzusehen, die diesen bei- 
den Tätigkeitsgruppen entsprechen. 

Die Friseurgewerbe (aus der Gruppe 855 CITI) 
und die Tätigkeiten, bei denen Giftstoffe verwandt 
werden (wie z. B. bei der Rattenvergiftung aus der 
Gruppe 859 CITI) sind aus dem Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie ausgeschlossen, da für sie geson- 
derte Vorschläge für die Anerkennung der Diplome 
und die Koordinierung der nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften gemacht werden. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen 
verlieren ihre sachliche Rechtfertigung, wenn die 
Koordinierung der Bedingungen für die Aufnahme 
und die Ausübung der betreffenden Tätigkeiten so- 
wie die gegenseitige Anerkennung von Diplomen, 
Prüfungszeugnissen und sonstigen Befähigungs- 
nachweisen verwirklicht worden sind. 

Eine fortlaufende und wirksame Zusammenarbeit 
zwischen den Verwaltungen der Mitgliedstaaten 
soll eingeführt werden, um diese Richtlinie anzu- 
wenden und um vor allem die Begünstigten über 
die Zugangs- und Ausübungsbedingungen für die 
von der Richtlinie erfaßten Tätigkeiten zu unter- 
richten — 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten treffen unter den nachstehend 
angegebenen Bedingungen folgende Übergangs- 
maßnahmen bezüglich der Niederlassung der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme genannten 
natürlichen Personen und Gesellschaften - nach- 
stehend Begünstigte genannt - in ihrem Hoheits- 
gebiet sowie bezüglich der Dienstleistungen dieser 
Personen und Gesellschaften im Bereich der in der 

Richtlinie des Rates genannten Tätigkeiten 

mit Ausnahme der Tätigkeiten der Friseure (aus 
Gruppe 855 CITI) und der Tätigkeiten, bei denen 
Giftstoffe verwandt werden (insbesondere der 
Tätigkeiten der Rattenvergiftung aus Gruppe 859 
CITI). 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, in denen für die Aufnahme und 
die Ausübung der in Artikel 1 genannten Tätig- 
keiten gewisse Bedingungen in bezug auf die Quali- 
fikation erfüllt sein müssen, sorgen dafür, daß 
einem Begünstigten noch vor der Niederlassung 
oder der Aufnahme einer vorübergehenden Tätig- 
keit auf Anfrage mitgeteilt wird, unter welche Re- 
gelung die von ihm beabsichtigte Tätigkeit fallen 
würde. 

Artikel 3 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme einer 
in Artikel 1 genannten Tätigkeit der Hauptgruppe 
22 (Tabakindustrie), 38 (Herstellung von Fahrzeu- 
gen und Fahrzeugteilen), 71 (Verkehr), 73 (Nach- 
richtenwesen) oder der Gruppen 854 (Wäscherei, 
Färberei einschließlich Reinigung) und 856 (Photo- 
ateliers, Portraitphotographie und Photographie für 
gewerbliche Zwecke) des CITI-Verzeichnisses oder 
die Aufnahme dieser Tätigkeiten von dem Besitz 
allgemeiner, kaufmännischer oder fachlicher Kennt- 
nisse und Fertigkeiten abhängig gemacht, so er- 
kennt der betreffende Mitgliedstaat als ausreichen- 
den Nachweis für diese Kenntnisse und Fertigkei- 
ten die tatsächliche Ausübung der betreffenden 
Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat in folgen- 
den Fällen an: 

a) bei ununterbrochener sechsjähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter; 

b) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
selbständiger oder als Betriebsleiter, wenn der 
Begünstigte für den betreffenden Beruf eine 
mindestens dreijährige vorherige Ausbildung 
nachweisen kann, die durch ein staatlich aner- 
kanntes Zeugnis bestätigt oder von einer zustän- 
digen Berufsinstitution als vollwertig anerkannt 
ist; 

c) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger, wenn der Begünstigte in dem be- 
treffenden Beruf eine mindestens fünfjährige 
Tätigkeit als Selbständiger nachweisen kann; 


d) bei ununterbrochener fünfjähriger Tätigkeit in 
leitender Stellung, davon eine mindestens drei- 
jährige Tätigkeit mit technischen Aufgaben und 
mit der Verantwortung für mindestens eine Ab- 
teilung des Unternehmens, wenn der Begün- 
stigte für den betreffenden Beruf eine minde- 
stens dreijährige vorherige Berufsausbildung 
nachweisen kann, die durch ein staatlich aner- 
kanntes Zeugnis bestätigt oder von einer zu- 
ständigen Berufsinstitution als vollwertig aner- 
kannt ist. 

2. In den in Absatz 1 Buchstaben a und c ge- 
nannten Fällen darf diese Tätigkeit vom Zeitpunkt 
der Antragstellung gemäß Artikel 4 Absatz 3 an 
gerechnet nicht vor mehr als zehn Jahren beendet 
worden sein. 

3. Wenn in einem Mitgliedstaat für die eigenen 
Staatsangehörigen jedoch eine kürzere Frist fest- 
gesetzt ist, kann diese auch gegenüber den Begün- 
stigten angewendet werden. 

Artikel 4 

Für die Anwendung von Artikel 3 gilt folgendes: 

1. Die Mitgliedstaaten, in denen die Aufnahme 
einer der in Artikel 1 genannten Tätigkeiten oder 
die Ausübung der Tätigkeit von dem Besitz allge- 
meiner, kaufmännischer oder fachlicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten abhängig gemacht wird, unterrich- 
ten die übrigen Mitgliedstaaten über die wesent- 
lichen Berufsmerkmale (Tätigkeitsbeschreibung die- 
ser Berufe). 

2. Die vom Herkunftsland zu diesem Zweck be- 
zeichnete zuständige Stelle bestätigt, welche Be- 
rufstätigkeiten der Begünstigte tatsächlich ausgeübt 
hat und wie lange er sie ausgeübt hat. Diese Be- 
stätigung ist auf das Berufsbild abgestellt, das von 
dem Mitgliedstaat, in dem der Begünstigte den Be- 
ruf ständig oder vorübergehend ausüben will, mit- 
geteilt worden ist. 

3. Das Aufnahmeland erteilt auf Antrag die Er- 
laubnis zur Ausübung der betreffenden Tätigkeit, 
wenn die nachgewiesene Tätigkeit mit den wesent- 
lichen Punkten des nach Absatz 1 mitgeteilten Be- 
rufsbildes übereinstimmt und etwaige sonstige, in 
den Vorschriften des Aufnahfnelandes vorgesehene 
Bedingungen erfüllt sind. 

Artikel 5 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme einer 
in Artikel 1 genannten Tätigkeiten der Hauptgrup- 
pen 03 (Jagd, Fallenstellerei und Wildgehege), 04 
(Fischerei), 90 (in anderen Anlagen nicht erfaßte 
Tätigkeiten) oder der Gruppen 612 (Einzelhandel 
mit Tabak und Salz), 843 (sonstige Dienste für die 
Freizeitgestaltung), 851 (haus wirtschaftliche Dien- 
ste), 855 (Schönheitssalons) oder 859 (sonstige per- 
sönliche Dienste) des CITI-Verzeichnisses oder die 
Ausübung dieser Tätigkeiten von dem Besitz allge- 
meiner, kaufmännischer oder fachlicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten anhängig gemacht, so erkennt 
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der betreffende Mitgliedstaat als ausreichenden 
Nachweis für diese Kenntnisse und Fertigkeiten die 
tatsächliche Ausübung der betreffenden Tätigkeit 
in einem anderen Mitgliedstaat in folgenden Fällen 
an: 

a) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter; 

b) bei ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter, wenn der 
Begünstigte für den betreffenden Beruf eine vor- 
herige Ausbildung nachweisen kann, die durch 
ein staatlich anerkanntes Zeugnis bestätigt oder 
von einer zuständigen Berufsinstitution als voll- 
wertig anerkannt ist; 

c) bei ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter, wenn der 
Begünstigte in dem betreffenden Beruf eine min- 
destens dreijährige Tätigkeit als Unselbständi- 
ger nachweisen kann; 

d) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Unselbständiger, wenn der Begünstigte eine 
vorherige Ausbildung nachweisen kann, die 
durch ein staatlich anerkanntes Zeugnis bestä- 
tigt oder von einer zuständigen Berufsinstitution 
als vollwertig anerkannt ist. 

Der Aufnahmestaat kann, soweit er dies bei seinen 
eigenen Staatsangehörigen verlangt, von den Staats- 
angehörigen der anderen Mitgliedstaaten verlangen, 
daß die Ausübung der betreffenden Tätigkeit und 
die Berufsausbildung in derselben Branche (oder in 
einer damit verwandten Branche) erfolgt sind, in 
der sich der Begünstigte im Aufnahmeland nieder- 
lassen will. 

2. In den in Absatz 1 Buchstaben a und c ge- 
nannten Fällen darf diese Tätigkeit vom Zeitpunkt 
der Antragstellung gemäß Artikel 6 Absatz 2 an 
gerechnet nicht vor mehr als zehn Jahren beendet 
worden sein. 

Wenn in einem Mitgliedstaat für die eigenen Staats- 
angehörigen jedoch eine kürzere Frist festgesetzt 
ist, kann diese auch gegenüber den Begünstigten 
angewendet werden. 

Artikel 6 

1. Eine Tätigkeit in leitender Stellung im Sinne 
von Artikel 5 übt aus, wer in einem industriellen 
oder kaufmännischen Betrieb des entsprechenden 
Berufszweiges tätig war als: 


a) Leiter des Unternehmens oder der Zweignieder- 
lassung; 

b) Stellvertreter des Unternehmens oder des Lei- 
ters des Unternehmens, wenn mit dieser Stel- 
lung eine Verantwortung verbunden ist, die der 
des vertretenen Unternehmers oder Leiters ent- 
spricht; 

c) leitender Angestellter, der mit kaufmännischen 
Aufgaben betraut und für mindestens eine Ab- 
teilung des Unternehmens verantwortlich war. 

2. Der Nachweis, daß die Bedingjingen des Arti- 
kels 5 Absatz 1 erfüllt sind, wird durch eine Be- 
scheinigung erbracht, die von der zuständigen Be- 
hörde oder Stelle des Herkunftslandes erteilt wird 
und vom Bewerber seinem Antrag auf Genehmi- 
gung für die Ausübung der betreffenden Tätigkeit 
oder Tätigkeiten im Aufnahmeland als Unterlage 
beigefügt werden muß. 

Artikel? 

Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 8 vorgesehenen Frist die Behörden und 
Stellen, die für die Erteilung der in Artikel 4 Ab- 
satz 2 und in Artikel 6 Absatz 2 bezeichneten Be- 
scheinigungen zuständig sind und teilen sie den 
übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission un- 
verzüglich mit. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 9 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie tragen die Mit- 
gliedstaaten außerdem dafür Sorge, daß die Kom- 
mission von allen künftigen Entwürfen wesent- 
lichen Rechts- und Verwaltungs Vorschriften, die sie 
in dem unter diese Richtlinie fallenden Bereich zu 
erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig unterrichtet 
wird, daß sie dazu Stellung nehmen kann. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 32/62. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Mit Schreiben vom 23. Dezember 1969 hat die Kom- 
mission dem Rat in Anwendung von Artikel 54 Ab- 
satz 2, 63 Absatz 2 und 66 des Vertrages einen 
Richtlinienvorschlag über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs für einige selbständig Tätigkeiten 
(aus Hauptgruppe 01 bis Hauptgruppe 90 CITI) 
übermittelt. 

Damit die Liberalisierung dieser Tätigkeiten nicht 
reine Theorie bleibt, erscheint es notwendig, gleich- 
zeitig mit der Richtlinie über die Aufhebung der 
Beschränkungen eine Richtlinie über die Über- 
gangsmaßnahmen für den Zugang bzw. die Aus- 
übung dieser Tätigkeiten zu erlassen, bis eine 
etwaige Anerkennung der Diplome und eine etwaige 
Koordinierung der Rechtsvorschriften erfolgt ist. 
Entsprechend diesen Übergangsmaßnahmen soll das 
jeweilige Aüfnahmeland als ausreichenden Nach- 
weis der nötigen Kenntnisse und der erforderlichen 
Eignung die Ausübung einer bestimmten Tätigkeit 
in einem anderen Mitgliedstaat während einer ge- 
wissen Zeit anerkennen. 

Der Richtlinienvorschlag enthält eine Reihe von 
Übergangsmaßnahmen für sämtliche in dem Vor- 


schlag der Kommission vom 23. Dezember 1969 ge- 
nannten Tätigkeiten; ausgenommen sind nun die 
Tätigkeiten des Friseurgewerbes (für diese Branche 
werden demnächst gesonderte Vorschläge für die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome und die 
Koordinierung der Rechtsvorschriften vorgelegt). 

Die Tätigkeiten werden in dem Vorschlag in zwei 
Hauptgruppen untergeteilt, nämlich: 

— Tätigkeiten, die erst nach einer ziemlich gründ- 
lichen Berufsausbildung ausgeübt werden kön- 
nen und infolgedessen in den einzelnen Ländern 
recht strengen Vorschriften unterliegen; 

— die anderen in der Richtlinie des Rates vom 
.... genannten Tätigkeiten. 

Die erste Gruppe umfaßt Tätigkeiten fachlicher und 
handwerklicher Art sowie die Verarbeitungsgewer- 
be; die zweite die Tätigkeiten der Landwirtschaft, 
Hauswirtschaft und kaufmännische Tätigkeiten. 

Für die erste Gruppe wird folglich eine längere tat- 
sächliche Ausübung der Tätigkeit im Herkunftsland 
gefordert als für die zweite Gruppe (vgl. Artikel 3 
und 4 des Vorschlags). 



